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1. Überblick

Urheber sind gemäß § 7 UrhG die Schöpfer der Werke und damit in der Regel
die Rechteinhaber, die Nutzungen ihrer Werke lizenzieren dürfen. Im deut-
schen Recht ist das Urheberrecht nicht übertragbar (§ 29 Abs. 1 UrhG), son-
dern nur vererbbar (§ 28 UrhG), so dass urheberrechtliche Verträge statt-
dessen die Einräumung von Nutzungsrechten umfassen (§§ 29, 31 UrhG). Die
Creative Commons-Lizenzen erfüllen genau diese Funktion. Während es in
der Regel unproblematisch ist, dass die Urheberinnen selbst entscheiden,
unter welcher CC-Lizenz sie ihre Werke zugänglich machen möchten, gibt es
Konstellationen, in denen die Nutzung eines Werkes bereits vorher
Beschränkungen unterliegt, insbesondere wenn das Werk im Rahmen eines
Arbeitsverhältnisses entstanden ist. In diesem Fall liegt die Lizenzsouveränität
nicht bei dem Arbeitnehmer, sondern bei dem Arbeitgeber. Ähnlich ist die
Konstellation, wenn Verträge mit Verwertern abgeschlossen wurden, die
umfassend und exklusiv Nutzungsrechte einräumen, etwa mit Verlagen, der
Musikindustrie oder Filmproduzenten. Schließlich beschränken Wahrneh-
mungsverträge mit Verwertungsgesellschaften die Lizenzsouveränität der
Urheber, vor allem für kommerzielle Nutzungen (hierzu G. Verwertungsge-
sellschaften Rn. 6).

2. Verständnis von CC aus dem US-amerikanischem Recht

Die Organisation Creative Commons gibt auf ihrer Website einen knappen
Hinweis auf diese Konstellation: „If you created the material in the scope of
your employment or as a work for hire, you may not be the holder of the rights
and may need to get permission before applying a CC license.“146

146 Creative Commons: Considerations for licensors and licensees, https://perma.cc/LMN3-
PJLX.
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Der Begriff des work for hire stammt aus dem U.S.-amerikanischen Urhe-
berrecht. 17 U.S. Code § 101 definiert den Begriff als „a work prepared by an
employee within the scope of his or her employment“, d. h. im Rahmen eines
Arbeitsverhältnisses, oder – alternativ – als ein Werk, das in einem Auf-
tragsverhältnis geschaffen wurde, nämlich als Beitrag zu einem Sammelwerk,
einer Zeitschrift o. ä., zu einem Film oder einem anderen audiovisuellen Werk,
eine Übersetzung oder eine Anleitung, sofern sich beide Parteien einig sind,
dass es sich um ein „work for hire“ handeln soll. Die Rechtsfolgen betreffen
zunächst die Schutzdauer: „works for hire“ werden für 95 Jahre ab Veröf-
fentlichung (bzw. im Fall der Nichtveröffentlichung für 120 Jahre ab Herstel-
lung) geschützt. Die Folgen für die Verwendung einer CC-Lizenz liegen darin,
dass die Schöpferin des Werkes nicht allein die Einräumung von Nutzungs-
rechten durch eine CC-Lizenz festlegen kann, sondern der Arbeit- oder Auf-
traggeber diese Entscheidung trifft.

3. Regelungen im deutschen Arbeitnehmerurheberrecht

a) Grundlagen

Falls es sich aus dem „Wesen des Arbeits- oder Dienstverhältnisses“ ergibt
(§ 43 UrhG), trifft die Arbeitnehmerin eine Pflicht, dem Arbeitgeber die
Nutzungsrechte einzuräumen.147 Diese Werke werden auch als „Pflichtwerke“
bezeichnet, da der Arbeitnehmer seine Vertragspflichten verletzen würde,
wenn er das Werk nicht schüfe. Hierzu gehören beispielsweise Texte, Grafiken
und Bilder, die für Medienunternehmen verfasst und bearbeitet werden,
Bühnenbilder, Kostüme und andere Ausstattungsstücke, Aufnahmen und
Regiearbeiten. Ebenso können Designs für Gebrauchsgegenstände und andere
Produkte dazu gehören; ferner Architekturentwürfe.148 Für Computerpro-
gramme gilt vorrangig § 69b UrhG, der der Arbeitgeberin die vollständigen
Nutzungsrechte zuerkennt.149 Für Filmwerke konvergieren die relevanten
Nutzungsrechte beim Filmhersteller gemäß § 89 UrhG. Diese Einräumung
schließt unbekannte Nutzungen ein, allerdings gekoppelt an die Möglichkeit

147 Axel Nordemann/Eva Inés Obergfell, in: Loewenheim (Hrsg.), Handbuch des Urheber-
rechts, 3. Auflage 2021, § 13 Rn. 7.

148 Rudolf Kraßer, Urheberrecht in Arbeits-, Dienst- und Auftragsverhältnissen, in: Urhe-
bervertragsrecht - Festgabe für Gerhard Schricker zum 60. Geburtstag, 1995, 77 (89 f.).

149 Näher Sebastian Wündisch, in: Berger/Wündisch, Urhebervertragsrecht, 3. Auflage 2022,
§ 13 Rn. 43.
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des Widerrufs und der Vereinbarung einer gesonderten Vergütung.150 Für
sonstige Dienst- und Arbeitsverhältnisse kommt es auf den Einzelfall an.

Sofern die Arbeitgeberin die für sie hergestellten Pflichtwerke unter einer CC-
Lizenz zugänglich macht, handelt es sich um eine Unterlizenzierung nach § 35
UrhG. Der Urheber darf hierzu seine notwendige Zustimmung nicht treu-
widrig versagen. Arbeitsvertragliche Pflichten können diese Treuepflicht
konkretisieren und so weit erweitern, dass der Zustimmungsvorbehalt abbe-
dungen wird. Zur Vermeidung von Missverständnissen und Rechtsunsicher-
heit sollte diese Zustimmung nicht konkludent vereinbart, sondern aus-
drücklich in den Arbeitsvertrag aufgenommen werden oder sich aus einem
Tarifvertrag ergeben.151 Falls die Weitergabe der Nutzungsrechte nicht vom
Betriebszweck der Arbeitgeberin erfasst wird, kann die Zustimmung ohnehin
nicht stillschweigend, sondern muss ausdrücklich erfolgen.152 Für Aufträge
außerhalb von Arbeitsverhältnissen, beispielsweise an freie Mitarbeiter,
müssen die Nutzungsrechte ebenfalls ausdrücklich vertraglich erfasst wer-
den.153 Weitere Unterlizenzierungen erfolgen bei der Anwendung von CC-Li-
zenzen nicht.

b) Grenzen des AGB-Rechts: Zustimmungsvorbehalt,
unbekannte Nutzungsarten

AGB-rechtlich sind die im Arbeitsrecht geltenden Besonderheiten angemessen
zu berücksichtigen (§ 310 Abs. 4 S. 2 BGB). Diese stärken zunächst über § 43
UrhG die Position der Arbeitgeberin gegenüber dem angestellten Urheber.154

Freilich setzt auch das Urheberrecht selbst unabdingbare Normen, die über
die AGB-Kontrolle zusätzlich gesichert werden. So wird die Abbedingung des
Zustimmungserfordernisses für die Weiterlizenzierung als Verstoß gegen
§ 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB angesehen, da sie vom gesetzlichen Leitbild – der

150 Näher Pauline Blank/Michael Kummermehr, in: Berger / Wündisch (Hrsg.), Urheberver-
tragsrecht, 3. Auflage 2022, § 19 Rn. 25 f.; Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG,
7. Auflage 2022, § 89 Rn. 32.

151 Jan Bernd Nordemann/Ansgar Ohly, in: Loewenheim (Hrsg.), Handbuch des Urheber-
rechts, 3. Auflage 2021, § 66 Rn. 41; Wandtke, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), Urheberrecht,
6. Auflage 2022, § 43 Rn. 80.

152 OLG Düsseldorf, Urt. v. 15.02.2008, I-20 U 126/07, ZUM-RD 2009, 63.
153 Thomas Dreier, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 43 Rn. 5.
154 Sebastian Wündisch, in: Berger/Wündisch (Hrsg.), Urhebervertragsrecht, 3. Auflage 2022,

§ 13 Rn. 25.
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Weiterübertragung nur mit Zustimmung – abweicht.155 Stattdessen kann die
Zustimmung in den Vertrag aufgenommen werden oder ergibt sich aus einem
Tarifvertrag (siehe oben).

Ferner kann nicht auf das Widerrufsrecht bei unbekannten Nutzungsarten
verzichtet werden. Die §§ 31a, 32c UrhG sind im Verhältnis zwischen
Arbeitnehmerurheberin und Arbeitgeber konsequent anzuwenden. Hier
bestehen keine Besonderheiten aus dem Arbeitsverhältnis.156 Vorausgesetzt,
die Nutzung unbekannter Nutzungsarten ist im Arbeitsvertrag verschriftlicht
worden, ist die Arbeitgeberin verpflichtet, dem Arbeitnehmer als Urheber
dafür eine zusätzliche angemessene Vergütung zu zahlen. Sie muss die
beabsichtigte Nutzung dem Arbeitnehmer mitteilen, der drei Monate Zeit
nach Erhalt der Mitteilung Zeit hat, um die Einwilligung zu widerrufen.157

c) Einschränkung der Urheberpersönlichkeitsrechte im
Arbeitsverhältnis

Die in den §§ 12– 14 UrhG konkretisierten Urheberpersönlichkeitsrechte
können im Arbeitsverhältnis Einschränkungen unterworfen sein.158 Da die
Abgabe der Pflichtwerke an die Arbeitgeberin die notwendigen Nutzungs-
rechte umfasst, schließt dies das Veröffentlichungsrecht (§ 12 UrhG) ein; der
Arbeitsvertrag gibt hier im Einzelfall die Entscheidung über die Veröffentli-
chung dem Arbeitgeber, sofern dies zur vertragsgemäßen Werkverwertung
gehört.159

Das Namensnennungsrecht aus § 13 UrhG gibt den Urheberinnen das Recht
zu bestimmen, ob das Werk mit einer Urheberbezeichnung zu versehen und

155 Gernot Schulze, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022 § 34 Rn. 51 mit weiteren
Nachweisen.

156 Artur-Axel Wandtke, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), Urheberrecht, 6. Auflage 2022, § 43
Rn. 69.

157 Artur-Axel Wandtke, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), Urheberrecht, 6. Auflage 2022, § 43
Rn. 68.

158 Konzise Übersicht bei Thomas Dreier, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022,
§ 43 Rn. 34–40.

159 Vgl. BGH, Urt. v. 25.02.1977, I ZR 67/75, 554 – Textdichteranmeldung.; Axel Metzger,
Rechtsgeschäfte über das Droit moral im deutschen und französischen Urheberrecht,
2002, 203.; Andreas Freitag, in: Berger/Wündisch (Hrsg.), 3. Auflage 2022, § 4 Rechtsge-
schäfte über (Urheber‐)Persönlichkeitsrechte Rn. 8; Sebastian Wündisch, in: Berger/
Wündisch (Hrsg.), 3. Auflage 2022, § 13 Urhebervertragsrecht und Arbeitsrecht Rn. 39.
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welche Bezeichnung zu verwenden ist. Dieses Recht umfasst somit die
Bezeichnung mit dem echten Namen, einem Pseudonym/Künstlernamen oder
den Verzicht auf die Namensnennung („ob“).160 Für angestellte Urheber ist zu
differenzieren: Sie können arbeitsvertraglich auf ihr Recht auf Namensnen-
nung verzichten. Dieser Verzicht umfasst allerdings nicht automatisch andere
Nutzungen oder das Recht, die eigene Urheberschaft auf anderem Wege
bekannt zu machen.161 Grundsätzlich sollen Arbeitgeber berechtigt sein, die
Namensnennung zu unterlassen, wenn sich dies notwendig aus dem
Arbeitsverhältnis ergibt, doch ist gerade bei digitalen Verwertungen ein
schützenswertes Interesse des Arbeitgebers, auf die Namensnennung zu ver-
zichten, nur schwerlich erkennbar.162 Das Argument einer Branchenüblichkeit,
den Namen nicht zu nennen, trägt gerade in digitalen Nutzungsumgebungen
nicht, sondern ist missbräuchlich.163 Die Namensnennung ist Teil des BY-Li-
zenzbausteins. Will die Arbeitgeberin Pflichtwerke unter einer CC-Lizenz
veröffentlichen, hat sie den Namen des Urhebers zu nennen und kann ihre
eigene Namensbezeichnung zusätzlich anbringen.

§ 14 UrhG verbietet Entstellungen und andere Beeinträchtigungen, die
geeignet sind, die berechtigten geistigen und persönlichen Interessen am
Werk zu gefährden. Die Lizenzbausteine ND bzw. SA umreißen unter-
schiedliche Stufen der zulässigen Werkänderung. Die CC0-Freigabe schließt
einen weitgehenden Verzicht auf Persönlichkeitsrechte bis zur Grenze des
Zulässigen ein (vgl. Abschnitt 2 Rn. 14, 96). Bis auf den persönlichkeitsrecht-
lichen Kern darf das Änderungsverbot aus §§ 14, 39 UrhG zum Vertragsge-
genstand gemacht werden.164 Hier sind außerdem Treuepflichten zu beachten
(§ 39 Abs. 2 UrhG), sodass im Einzelfall die Urheberin in die Änderungen
einwilligen muss. Dies schließt die formularmäßige Einbeziehung der CC0-
Freigabe in Arbeitsverträgen aus.

160 OLG München, Urt. v. 22.05.2003, 29 U 5051/02, 34 – Pumuckl.
161 Winfried Bullinger, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), Urheberrecht, 6. Auflage 2022, § 13

Rn. 21.
162 Thomas Dreier, in: Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 43 Rn. 36.
163 Artur-Axel Wandtke, in: Wandtke/Bullinger (Hrsg.), Urheberrecht, 6. Auflage 2022, § 43

Rn. 93.
164 BGH, Urt. v. 27.11.1970, I ZR 32/69, GRUR 1971, 269 (271) – Das zweite Mal.
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4. Verlags- und andere Verwertungsverträge

Im deutschen Urheberrecht führt eine eigene gesetzliche Konstruktion zu
vergleichbaren Ergebnissen wie dem „work for hire“ , nämlich wenn eine
umfassende und ausschließliche Nutzungsrechteeinräumung vorliegt. In der
Praxis ist dies bei Verlagsverträgen, Sendeverträgen, Filmverträgen und ähn-
lichen Vereinbarungen regelmäßig der Fall. So gibt § 8 VerlG dem Verlag das
ausschließliche Recht zur Vervielfältigung und Verbreitung (Verlagsrecht);
typischerweise lassen sich Verlage sehr weit reichende Nutzungsrechte ohne
Laufzeitbegrenzung einräumen.165 Filmhersteller besitzen nach § 94 UrhG
einen Katalog exklusiver Verwertungsrechte. Sendeunternehmen kumulieren
ebenfalls zahlreiche Nutzungsrechte.166 Auf die zahlreichen Differenzierungen
der verschiedenen Vertragstypen kann an dieser Stelle aus Platzgründen nicht
eingegangen werden. Die Nachnutzung eines Werkes durch Zugänglichma-
chung über eine CC-Lizenz gehört indes in jedem Fall zu den notwendigen
Inhalten eines Vertrags zwischen Urheberin und Verwerter, da die Urheberin,
nachdem sie dem Verwerter solcherart umfangreiche Nutzungsrechte über-
tragen hat, ihr Werk nicht mehr selbst lizenzieren darf. Falls der Verwer-
tungsvertrag erst zeitlich nach Zugänglichmachung des Werks mit einer CC-
Lizenz geschlossen wird, ist diese in die Vertragsgestaltung aufzunehmen, da
CC-Lizenzen unwiderruflich sind.

Das Zweitveröffentlichungsrecht aus § 38 UrhG gibt den Urhebern das Recht
des Zugänglichmachens nach Ablauf eines Jahres ab dem Zeitpunkt der
Verlagspublikation. Indes umfasst dieses Recht keine weiteren Spielräume für
Unterlizenzierungen, sondern nur die Möglichkeit, das Werk unbeschadet der
weiteren bestehenden Nutzungsrechte frei zugänglich zu machen. Dem
zweitverwertenden Urheber steht es deshalb nicht zu, sein Werk unter einer
CC-Lizenz zur Nachnutzung freizugeben.

165 Siehe Susanne Barwick/Katharina Winter/Jens Krakies, in: Berger/Wündisch (Hrsg.),
Urhebervertragsrecht, 3. Auflage 2022, § 15 Rn. 22–27.

166 Siehe die tarifvertraglichen Bestimmungen, die Michael Kühn, in: Berger/Wündisch
(Hrsg.), Urhebervertragsrecht, 3. Auflage 2022, § 20 Rn. 63 dokumentiert.

50

51

IV. Berechtigung zur Lizenzierung, Arbeitnehmerurheberrecht

Petri 61



5. Das Recht zur anderweitigen Verwertung aus § 40a UrhG
und CC-Lizenzen

Schließlich ist noch auf § 40a UrhG hinzuweisen, der für seit dem 01.03.2017
geschlossene Vereinbarungen einige Besonderheiten für den Fall der Einräu-
mung ausschließlicher Nutzungsrechte gegen eine pauschale Vergütung vor-
sieht.167 In diesem Fall ist die Urheberin berechtigt, das Werk nach zehn Jahren
anderweitig zu verwerten. Zwar besteht das seinerzeit eingeräumte Nut-
zungsrecht fort, doch dies nur als einfaches im Sinne des § 31 Abs. 2 UrhG
(§ 40a Abs. 1 S. 2 UrhG). Die Ausnahmen aus § 40a Abs. 3 UrhG, mit denen die
Einräumung eines zeitlich unbeschränkten ausschließlichen Nutzungsrechts
möglich ist, sind für die Creative Commons-Lizenzen teilweise einschlägig. So
erlaubt § 40a Abs. 3 Nr. 1 UrhG die exklusive Dauernutzung eines nachran-
gigen Beitrags zu einemWerk, Nr. 2 nennt Bauwerke und die Entwürfe hierzu,
Nr. 3 erfasst die Werknutzung als Marke, Geschmacksmuster oder Kennzei-
chen und Nr. 4 Werke, die nicht veröffentlicht werden sollen. In letzterem Fall
ist eine CC-Lizenz freilich fehl am Platze; in den anderen Fällen ist die Vergabe
einer CC-Lizenz möglich, weil kein Rückruf aus § 40a UrhG droht. Auch eine
pauschale Vergütung in Form des Arbeitslohns fällt nicht unter § 40a UrhG,
weil hier die Regelung des § 43 UrhG vorrangig ist und das Verwertungsin-
teresse des Arbeitgebers schwerer wiegt.168

Einschlägig für das Feld der Creative Commons ist somit die Konstellation, in
der eine Urheberin ihrem Vertragspartner, der nicht zugleich ihr Arbeitgeber
ist, gegen eine Pauschalzahlung (d. h. eine einmalige Entgeltzahlung) aus-
schließliche Nutzungsrechte auf Dauer eingeräumt hat und deshalb selbst
nicht (mehr) die Möglichkeit hat, Lizenzen zu erteilen. Als Beispiel hierfür
kann ein Verlags- oder anderer Verwertungsvertrag dienen.169 In dieser Kon-
stellation kann nur der Vertragspartner das Werk unter einer CC-Lizenz
zugänglich machen. Die Urheberin kann es dann als Lizenznehmerin nutzen,
ihrerseits aber keine Lizenzen vergeben, etwa für kommerzielle Nutzungen bei
Verwendung des NC-Bausteins. Nach Ablauf von zehn Jahren darf die Urhe-

167 Zum zeitlichen Anwendungsbereich siehe Gernot Schulze, in Dreier/Schulze (Hrsg.),
UrhG, 7. Auflage 2022, § 40a Rn. 2.

168 Gernot Schulze, in Dreier/Schulze (Hrsg.), UrhG, 7. Auflage 2022, § 40a Rn. 2; auf mögliche
Ausnahmen weisen Wandtke/Hegemann/Zurth, in Wandtke/Bullinger (Hrsg.), Urheber-
recht, 6. Auflage 2022, § 40a Rn. 13, hin.

169 § 40a UrhG verdrängt insofern als lex posterior § 2 Abs. 1 und § 8 VerlG; siehe Wandtke/
Hegemann/Zurth, in Wandtke/Bullinger (Hrsg.), Urheberrecht, 6. Auflage 2022, § 40a
Rn. 11.
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berin wieder selbst solche Lizenzen vergeben, sofern die Quelle der Erstver-
öffentlichung angegeben wird (§ 38 Abs. 4 S. 2). Es ist ihr dann möglich, selbst
CC-Lizenzen zu vergeben.170

Nach fünf Jahren kann der Urheber die Ausschließlichkeitsvereinbarung
erneuern bzw. verlängern (§ 40a Abs. 2 UrhG). In diesem Fall bleibt die
Lizenzsouveränität für den längeren Zeitraum, eventuell also für die gesamte
gesetzliche Schutzfrist, bei der Vertragspartnerin des Urhebers.

Aus dem Erfordernis einer Exklusivlizenz für die Anwendung des § 40a UrhG
wird ersichtlich, dass § 40a UrhG nur einen Anwendungsbereich für die
Creative Commons-Lizenzen besitzt, die nach der Maßgabe „some rights
reserved“ einen als ausschließliches Recht abtrennbaren Lizenzteil vorsehen.
Dies sind die Bausteine NC für die kommerzielle Nutzung und ND für Bear-
beitungen, z. B. Übersetzungen. Für eine CC BY-Lizenz besteht diese Aus-
schließlichkeit gerade nicht, und erst recht nicht für die CC0-Freigabe. Diese
Lizenzen stellen imWesentlichen einen freien Verzicht auf die Wahrnehmung
von Nutzungsrechten dar, der wegen der Unwiderruflichkeit der offenen
Lizenz auch dem Vertragspartner keine ökonomische Sonderstellung ein-
räumt.

Der Fall, dass gar keine Zahlung an den Urheber erfolgt, wie typischerweise in
Wissenschaftsverlagsverträgen, ist der Pauschalzahlung gleichzustellen.171 Aus
diesem Grund zahlen manche Verlage Autoren jährlich abgerechnet (in der
Regel niedrige) Beteiligungen, um den § 40a UrhG leer laufen zu lassen. Dieses
Modell ist mit den Lizenzbausteinen ND und NC kompatibel.

170 Vgl. schon zum Gesetzesentwurf Karl-Nikolaus Peifer, Urhebervertragsrecht in der Reform:
Der Kölner Entwurf, ZUM 2015, 437–443 (442); ferner Wandtke/Hegemann/Zurth, in
Wandtke/Bullinger (Hrsg.), Urheberrecht, 6. Auflage 2022, § 40a Rn. 1.

171 Wandtke/Hegemann/Zurth, in Wandtke/Bullinger (Hrsg.), Urheberrecht, 6. Auflage 2022,
§ 40a Rn. 22; zu Pauschalhonoraren und Druckkostenzuschüssen siehe Wegner, in: Ber-
ger/Wündisch (Hrsg.), Urhebervertragsrecht, 3. Auflage 2022, § 16 Rn. 56–58.
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